








dbb forum berlin strömten. Im Rahmen
des 5. Europäischen Abends stellten sich
Experten für Bildung in Europa – darunter
auch Bundesbildungsministerin Annette
Schavan und der Vorsitzende der dbb Ju-
gend, Michael Westphal – den Fragen des
Publikums. Im t@cker-special gibt es alle
Details zur Veranstaltung und jede Menge
Tipps, wie sich Studenten, Auszubildende
und Hochschulabsolventen fit machen für
Europa. Außerdem: Was tun, wenn die El-
tern plötzlich zum Pflegefall werden?
t@cker-tipps verrät, wie man richtig vorsorgt
und sich für den Ernstfall rüstet. Alle Neuig-
keiten aus Berufspolitik und den dbb jugend
Verbänden sowie tolle Gewinnspiele gibt’s
wie immer unter www.tacker-online.de!  �

t@cker
„Raus von Zuhaus“ heißt es für viele junge
Menschen, die im Job erfolgreich sein wollen.
Mit diesem Thema beschäftigt sich die ak-
tuelle Ausgabe des dbb jugend magazin
t@cker. Denn ohne Auslandserfahrung
schafft es im Berufsleben heute kaum einer
an die Spitze. Holger Stegmaier hat sich ge-
traut: Er ist raus aus Schwäbisch Gmünd
und zwar nach Brüssel in die Landesvertre-
tung von Baden-Württemberg. In der
t@cker-story erzählen wir seine Erfolgsge-
schichte. Anregungen über die „Chancen
junger Menschen in Europa“ holten sich
auch über 300 Gäste, die am 2. April ins
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Der dbb Bundesvorsitzende Peter Heesen hat erneut
Verbesserungen bei der Nachwuchsgewinnung für den
öffentlichen Dienst gefordert. „Wir sehen uns darin
durch jüngste Aussagen der Bundesregierung be-
stärkt“, sagte Heesen am 20. März 2008 in Berlin. Die
Bundesregierung hatte in einer Antwort auf eine klei-
ne Anfrage der FDP-Fraktion des Deutschen Bundes-
tags (Drucksache 16/8231) zum Fachkräftemangel im
öffentlichen Dienst des Bundes eingeräumt, dass die
Gewinnung von qualifiziertem Nachwuchs vor allem
für bestimmte technische Laufbahnen in Zukunft
schwieriger und aufwändiger werden wird.

Nachwuchsgewinnung:

Einkommen verbessern
– Attraktivität erhöhen

„Schön, dass die Politiker das
endlich einsehen. Wir weisen
seit langem darauf hin, dass
die demographische Entwick-
lung in naher Zukunft dieses
Problem noch verschärfen
wird“, sagte Heesen. Allen Ver-
antwortlichen müsse aller-
dings klar sein: Wenn Jobs im
öffentlichen Bereich für junge
qualifizierte Fachleute attrak-
tiv sein sollen, gehört dazu ne-
ben anderen Faktoren vor al-
lem eine angemessene Bezah-
lung.“ Nachweislich hätten die
Kolleginnen und Kollegen im
öffentlichen Dienst in den ver-
gangenen Jahren Einkom-

mensverluste von über zehn
Prozent hinnehmen müssen.
„Damit sind sie gegenüber Be-
schäftigten in der privaten
Wirtschaft klar im Nachteil.
Von Konkurrenzfähigkeit kann
keine Rede mehr sein. Das se-
hen natürlich auch junge Men-
schen, die auf der Suche nach
lohnenden beruflichen Mög-
lichkeiten sind.“ 
Aus der Antwort der Bundesre-
gierung geht hervor, dass „es
bei Naturwissenschaftlern
(Physiker, Chemiker, Ärzte), im
Bereich der IT, im Sprachen-
dienst und bei qualifizierten
Ingenieuren verschiedener

Fachrichtungen deutlich weni-
ger Bewerbungen“ gibt, „so-
dass es in diesen Bereichen
schwierig ist, eine offene Stel-
le qualifiziert zu besetzen“.
Die Bundesregierung beob-
achte die Auswirkungen des
demographischen Wandels
auf die Bewerberlage und das
vorhandene Personal – in den
nächs ten zehn Jahren werden
rund 69 000 Beschäftigte
(23 658 Beamte, 45 413 Ar-
beitnehmer) in den Ruhestand
treten. Etwa ab 2015 werde es
zu einem Rückgang des Er-
werbspersonenpotenzials
kommen. Die Attraktivität des
öffentlichen Dienstes müsse
weiter verbessert werden.
Wichtige Faktoren hierfür
seien interessante und vielfäl-
tige fachliche Aufgaben und
berufliche Perspektiven, um
Eigenverantwortung, Motiva-
tion und Leistungsbereitschaft
zu fördern, aber auch flexible
Arbeitszeitmodelle, die Verein-

barkeit von Familie und Beruf
sowie Maßnahmen zur be-
trieblichen Gesundheitsförde-
rung.
„Das sehen wir genauso“,
unterstrich Heesen. „Die Auf-
fassung der Bundesregierung
allerdings, dass die Einkom-
mensentwicklung im öffent-
lichen Dienst entsprechend
der allgemeinen Entwicklung
der wirtschaftlichen und fi-
nanziellen Verhältnisse er-
folgt sei, hat mit der Wirklich-
keit überhaupt nichts zu tun.“
Dem stünden Nullrunden,
Kürzungen bei Weihnachts-
und Urlaubsgeld und längere
Arbeitszeiten entgegen. „Da-
mit muss endlich Schluss sein.
Wir brauchen jetzt spürbare
Einkommenszuwächse. 
Wenn der öffentliche Dienst
eine Zukunft haben soll, muss
er gerade auch für  Be rufs -
einsteiger attraktiv und auf
dem Arbeitsmarkt konkur-
renzfähig sein.“ �
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Der Produzent der beliebten
Polizeirevier-Vorabendserie
schnaubt wutentbrannt in den
Telefonhörer: „Das ist doch
nicht ihr Ernst? So eine Räuber-
klamotte nimmt uns der Zu-
schauer doch nicht ab. Wir ma-
chen uns unser Image doch
nicht mit so einer unrealisti-
schen Story kaputt.“ Der Dreh-
buchautor reagiert gelassen:
Worum es denn überhaupt ge-
he? „Um das Drehbuch für die
nächste Folge“, brüllt der Pro-
duzent. „Falls Sie nicht mehr
wissen sollten, welchen
Schwachsinn Sie geschrieben
haben, lese ich Ihnen die Zu-
sammenfassung vor!“

Ein Unimog tuckelt gemütlich
mit Tempo 20 und eingeschal-
teter Warnblinkanlage über die
Autobahn. Ein Jungbauer ist
mit Brauereiabfällen in Rich-
tung Olpe unterwegs. Eine Poli-
zeistreife stoppt das Fahrzeug

jährige Altbauer, „ihr Zuträger
für den TÜV, ihr wollt an uns ar-
men Bauern nur verdienen!
Wenn ihr Schweine uns Ärger
machen wollt, kriegt ihr eins
auf die Fresse.“ Mit erhobenen
Fäusten werden Vater und
Sohn handgreiflich. Die Beam-
ten setzen die beiden mit Pfef-
ferspray außer Gefecht. Die
Bauersfrau keift und spuckt,
kann aber überwältigt werden.

„Haben Sie dazu etwas zu sa-
gen?“ faucht der Produzent.
Der Drehbuchautor lacht:
„Aber klar,“ das ist doch nicht
das Drehbuch für die neue Fol-
ge, sondern ein Auszug aus
dem Polizeibericht. Das ist im
Bergischen vor einigen Wochen
tatsächlich passiert.“ Kunst-
pause. – „Weiß  gar nicht, wa-
rum ich ihnen das geschickt ha-
be. So was Unrealistisches wür-
de ich Ihnen doch nie anbie-
ten.“ sm

und äußert erhebliche Zweifel
an der Fahrtüchtigkeit. Der
Unimog wird deshalb von den
Polizisten zum TÜV nach Mül-
heim begleitet. Dort stellen die
Experten fest, dass die Brem-
sen kaum funktionieren, das
Fahrzeug Öl verliert und die Ka-
rosserie teilweise durchgeros-

tet ist. Der Unimog wird stillge-
legt. Damit will sich besagter
Jungbauer nicht abfinden und
ruft per Handy seine Eltern her-
bei. Die fahren kurze Zeit spä-
ter mit quietschenden Reifen
auf das TÜV-Gelände und atta-
ckieren die Polizisten: „Ihr
Dreckspack,“ schreit der 70-

And action ...
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Besoldungsrunde:

Tarifabschluss Eins-zu-Eins übertragen
Der dbb Bundesvorsitzende 
Peter Heesen hat den vom
Bundesinnenministerium am
25. April 2008 vorgelegten Ge-
setzentwurf zur Anpassung der
Besoldung für die Beamten,
Richter, Soldaten und Versor-
gungsempfänger des Bundes
nachdrücklich kritisiert: „Das ist
keine wirkungs- und zeitgleiche
Übertragung des Tarifergebnis-
ses für Bund und Kommunen“,
stellte der dbb Chef klar. 
„Die zeitliche Verzögerung der
Anpassung 2008 um drei Mo-
nate und  die Streichung der
Einmalzahlung für die Versor-
gungsempfänger ist inkonse-
quent, unfair und sachlich nicht
zu rechtfertigen. Letzteres al-
lein schon deshalb, weil die Be-
amtinnen und Beamten weiter-
hin höhere Wochenarbeitszei-
ten haben“, so Heesen weiter

schlag“ einfordern.
Angesichts unterschiedlicher Re-
gelungen der Gebietskörper-
schaften bei Einkommen, Son -
derzahlungen und Arbeitszeit ist
ein ‚Wettbewerbsföderalismus‘
entstanden, den der dbb nicht
gewollt hat, erläutert Heesen:
„Gleichwohl müssen wir uns
jetzt den Realitäten stellen. Es
kann für den dbb nicht darum
gehen, immer alles für alle zu for-
dern und am Ende nichts zu er-
reichen, sondern jeweils in den
aktuellen Verhandlungen für die
betroffene Beschäftigtengruppe
die maximalen Zuwächse zu er-
zielen und damit beim Einkom-
men nach Möglichkeit einen
‚Wettbewerb‘ nach oben in Gang
zu setzen. Auf diesem Weg sind
wir mit dem Tarifabschluss von
Potsdam einen großen Schritt
vorangekommen.“ �

? Aus dem Tarifab-
schluss von Pots-
dam müssen Kon-

sequenzen für Beamte und
Versorgungsempfänger ge-
zogen werden. Sie haben die
Übertragung auf die
Bundesbeamten gefordert.
Was ist mit den Kommunal-
und Landesbeamten?

Peter Heesen
Wider aller Vernunft und ge-
gen den Widerstand des dbb
hat die Politik im Rahmen
der Föderalismusreform mit
der Übertragung der beam-
tenrechtlichen Kompeten-
zen – einschließlich der Be-
soldungsgesetzgebung – für
die Landes- und Kommunal-
beamten auf die Länder Fak-
ten geschaffen, auf die wir
uns einstellen mussten.
Konkret heißt das, der dbb

Bund ist seit der Föderalismus-
reform nicht mehr der direkte
Verhandlungspartner der Län-
der in Besoldungsangelegen-
heiten. Diese Aufgabe ist auf
die dbb Landesbünde überge-
gangen, die mit großem Enga-
gement daran arbeiten und be-
reits entsprechende „Nachfor-
derungen“ angemeldet haben.

Nivellierungen „nach unten“
zu befürchten?

Peter Heesen
Ich habe von vornherein klar-
gestellt, dass der dbb etwai-
ge Abstriche unter Hinweis
auf die Besoldung in den
Ländern auf keinen Fall gel-
ten lassen wird. Alles andere
wäre auch kontraproduktiv,
denn niemand wird seine
Forderung an Benachteili-
gungen orientieren. So ist
auch der Hinweis auf die Re-
gelung der Sonderzahlungen
in Bayern und die Arbeitszeit
im Tarifbereich zu verstehen.
Der von den Politikern ange-
zettelte Wettbewerbsfödera-
lismus darf auf keinen Fall
 eine Einkommensspirale
nach unten im öffentlichen
Dienst in Gang setzen. Des-
halb wäre es verhängnisvoll,
die Gewerkschaften würden
schlechtere Regelungen in
Teilbereichen für „Anpassun-
gen nach unten“ in den an-
deren Bereichen tole rieren. �

Drei Fragen an 
dbb Chef Peter Heesen ? Heißt das, die Bundes-

organisation des dbb
zieht sich aus der Dis-

kussion um die Bezahlung der
Landes- und Kommunalbeam-
ten zurück?

Peter Heesen
Im Gegenteil! Die mit der Fö-
deralismusreform aufgezwun-
gene Aufgabenverteilung darf
nicht mit Nachlässigkeit
gegenüber den Landes- und
Kommunalbeamten verwech-
selt werden. Das Tarifergebnis
und die anschließende Besol-
dungsrunde im Bund haben ei-
ne wichtige Signalwirkung. Die
dbb Landesbünde und die Ge-
samtorganisation werden die
Ministerpräsidenten bei jeder
Gelegenheit auf das Vorbild
Bund hinweisen. Das ist Wett-
bewerb.

? Die Besoldung in den
Ländern ist unter-
schiedlich, zum Teil

schlechter als im Bund. Sind

Der Gesetzentwurf sieht für
dieses Jahr einen Sockelbetrag
von 50 Euro und eine um drei
Monate verzögerte Einkom-
menserhöhung um 3,1 Prozent
zum 1. April vor. 2009 kommen
dann entsprechend dem Tarifer-
gebnis für Bund Kommunen
weitere 2,8 Prozent hinzu. Von
der für 2009 vereinbarten Ein-
malzahlung von 225 Euro sollen
die Versorgungsempfänger
allerdings ausgeschlossen 
werden. 
Heesen: „Angesichts der Spar-
beiträge und Vorleistungen ge-
rade der Pensionäre in den ver-
gangenen Jahren ist diese er-
neute Schlechterstellung inak-
zeptabel und verstößt eindeu-
tig gegen das Akzessorietäts -
prinzip.“ Der dbb werde sich
mit aller Kraft für entsprechen-
de Gesetzeskorrekturen einset-

zen. Nächste Gelegenheit hier-
zu ist das für den 5. Mai 2008
anberaumte Beteiligungsges-
präch im Bundes innenminis te-
rium. Bezüglich der Situation in
den Ländern, die nach der der
Föderalismusreform die Besol-
dung ihrer Beamten eigenstän-
dig regeln können, befürchtet
der dbb Bundesvorsitzende,
dass es dort auch nach erfolgter
Übertragung des Tarifergeb-
gnisses auf die Beamten des
Bundes zu Verzögerungen und
Verwerfungen kommen wird.
Insofern ist die Tarif- und Besol-
dungsrunde 2008 das Pendent
zu entsprechenden Vereinba-
rungen im Länderbereich
2006/2007. Es ist folgerichtig,
wenn dbb Landesbünde jetzt
für die Kolleginnen und Kolle-
gen in ihrem Organisationsbe-
reich einen gerechten „Nach-
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Einkommensrunde 2008:

Last-Minute-Erfolg

bringen, hätte dies ganz sicher
zu großer Enttäuschung und
Demotivation bei den Be schäf-
tigten geführt. Und ebenso 
sicher hätten dies neben den
Arbeitgebern auch die Gewerk-
schaften zu spüren bekom-
men. 

Gewerkschafts politi-
scher Erfolg

Auch aus gewerkschafts- und
organisationspolitischer Sicht
ist dieser Abschluss als Erfolg
zu werten. Während der Warn-
streikwellen im Februar und
März wurde schnell deutlich,
dass die Beschäftigten keine
unrealistischen Wünsche, wohl
aber konkrete Vorstellungen
über ein zu erreichendes Er-
gebnis hatten. Ein simples
Tauschgeschäft, bei dem Eins-
zu-Eins Zeit gegen Geld ge-
tauscht wird, wäre bei den Kol-
leginnen und Kollegen nicht
auf Akzeptanz gestoßen. Durch
die gesunde Mischung aus Ver-
handlungs- und Kompromiss-
bereitschaft auf der einen und
Entschlossenheit auf der ande-
ren Seite ist die dbb tarifunion
erfolgreich und gestärkt aus
dieser Tarifauseinandersetzung

>

Die Gewerkschaften haben am
31. März in Potsdam mit den
Arbeitgebern von Bund und
Kommunen eine Tarifeinigung
vereinbart, die sich sehen las-
sen kann. Bei Tarifeinigungen
handelt es sich zwar stets um
einen Ausgleich zwischen Ge-
werkschaftsforderungen und
Arbeitgeberinteressen und da-
mit um Kompromisse. Frank
Stöhr, 1. Vorsitzender der dbb
tarifunion und als Verhand-
lungsführer für die dbb  tarif -
union maßgeblich an dem Zu-
standekommen des Abschlus-
ses beteiligt, konnte nach dem
Ende der Verhandlungen fest-
halten, „dass der nun vorlie-
gende Kompromiss deutlich
die Handschrift der Gewerk-
schaften trägt. Ohne die Dinge
klein- oder wegreden zu wol-
len, die uns abverlangt worden
sind, um dieses Tarifergebnis
zu erzielen, lassen sich vielfäl-
tige Gründe finden, das vorlie-
gende Ergebnis als Erfolgskom-
promiss zu bezeichnen.“ 

Spürbare Einkom-
mensverbesserungen

Da sind zunächst die struktu-
rellen Verbesserungen der Ein-
kommen zu nennen. Die Ein-
kommenssituation ist spürbar
und nachhaltig verbessert
worden. Tabellenwirksam wur-
den die Entgelte zunächst
durch einen Festbetrag und da-
nach linear erhöht; hinzu kom-
men Einmalzahlungen. Ange-
sichts der positiven wirtschaft-
lichen Entwicklung auf der ei-
nen und steigender Preise auf
der anderen Seite haben wir
stets eine nachhaltige Verbes-
serung der Einkommenssitua-
tion für unsere Kolleginnen
und Kollegen gefordert. Wäre
es uns jetzt nicht gelungen,
Geld in die Portemonnaies der
öffentlich Beschäftigten zu

>

hervorgegangen. Die Hand-
lungsfähigkeit auch in schwie-
rigen Situationen hat sich ein-
mal mehr bestätigt. Eine Ar-
beitszeiterhöhung im kommu-
nalen Bereich in vier Ländern
um eine halbe Stunde wird 
von der ganz überwiegenden
Mehrheit der Beschäftigten als
Teil eines Kompromisses ak-
zeptiert. Mehr Arbeitszeitver-
längerung wäre jedoch mit der
dbb tarifunion nicht möglich
gewesen. Daran wären die Ver-
handlungen gescheitert. 

Zweiter Schritt 
erforderlich

Nüchtern betrachtet könnte
man sagen, es habe letztlich
sechs Verhandlungsrunden in
Potsdam, zwei Schlichtungs-
wochen am Bodensee und 
einige Warnstreikwellen ge-
braucht, um zu einem guten
Abschluss zu kommen. Aller-
dings stellt dieses Ergebnis bis-
lang lediglich einen Teilerfolg
dar, denn als dbb haben wir die
Einkommensrunde 2008 ganz-
heitlich aufgefasst. Von An-
fang an ging es um eine Ein-
kommensverbesserung für alle
– Arbeitnehmer und Beamte.

>

Zeit- und inhaltsgleiche Über-
tragung des Tarifabschlusses
auf den Beamtenbereich lautet
unsere Forderung. Umfassen-
de Befriedung im öffentlichen
Dienst wird es erst geben,
wenn klar ist, dass die Beam-
ten von der im Tarifbereich
aufgezeigten Entwicklung
nicht abgehängt werden. 

Erfolgreiche 
Zusammenarbeit 

Untermauert wurde dies wäh-
rend der Auseinandersetzun-
gen auch durch unsere Aktio-
nen im Rahmen der Warn-
streikwellen. Bei vielen Aktio-
nen haben Arbeitnehmer und
Beamte Schulter an Schulter
für mehr Einkommen demons -
triert. Als lediglich zwei von
vielen seien hier unsere Kund-
gebungen vor dem Bundes fi-
nanz- und dem Bundesinnen-
ministerium genannt. Auch 
die Aktion „Genug Gespart – 
Öffentliche Dienste sind Mehr-
Wert“ ist auf den gesamten 
öffentlichen Dienst ausgelegt.
Nicht nur in dieser Aktion zeigt
sich auch eine weitere Art der
Zusammenarbeit: Diese Aktion
und die Einkommensrunde
2008 gemeinsam mit ver.di
durchgeführt und durchge-
kämpft zu haben, war alterna-
tivlos. Die Bündelung der Kräf-
te, die Demons tration einer 
geschlossenen Arbeitnehmer-
front war von Beginn an das
richtige Signal. In den  Ver -
handlungen, während der
Schlichtung, bei der Vorberei-
tung und Durchführung der
Streiks und Demons trationen
hat sich diese Zusammenar-
beit bewährt. Auch wenn sich
beide Seiten noch aneinander
gewöhnen müssen, gilt gleich-
wohl: Der gute Wille und das
Bestreben gemeinsam die Ein-
kommensrunde 2008 zu ge-
stalten, waren auf beiden Sei-
ten zumeist vorhanden, die 
Kooperation war effektiv und
somit wesentliche Vorausset-
zung für den Erfolgskompro-
miss. �

>

> Frank Stöhr, 1. Vorsitzender der dbb tarifunion, bezeichnete den 
Abschluss vor den Medien als Erfolgskompromiss.
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Gute Leute, gute
Arbeit, gutes Geld 
– na, das hört sich doch gut an, und so richtig, 
also: richtig gut. Wer kann dazu schon nein sagen?
Schade nur, dass beim Tarifpoker die ersten beiden
Punkte kaum eine Rolle spielten. Auch deshalb
wird es in den kommenden Jahren immer schwe-
rer werden, gute Leute für den öffentlichen Dienst
zu gewinnen. Und was gute Arbeit eigentlich ist,
bewerten weiter auch jene mit, die nicht ganz so
gut sind. Gutes Geld ist es immerhin geworden,
da sind sich fast alle einig. Aber gut ist, wie man
weiß, nicht immer gut genug.

Eigentlich ist die Sache ja klar,
mit allen Folgen. Die Zeit war
reif dafür, dass die Beschäftig-
ten im öffentlichen Dienst mal
wieder etwas mehr Geld be-
kommen: wegen der allgemei-
nen Preissteigerung, wegen der
Wirtschaftsentwicklung, 
wegen der Verhandlungserfol-
ge der Kollegen in anderen
Branchen. Alles eine Frage der
Relation. Und wer, zum Beispiel,
mal ein paar Stunden in einer
Kita verbringt, in all dem Lärm,
dem Getobe und Geheule, und
den Kampf der Erzieherinnen
(es gibt auch ein paar Männer)
gegen die Zeit und volle Win-
deln und für ein bisschen Bil-
dung erlebt, wird es auch abso-
lut richtig finden, dass für man-
che Jobs mehr gezahlt wird als
bisher. Allerdings lässt sich in
einer Kita auch ganz gut beob-
achten, wie relativ der Begriff
gute Arbeit ist.

Erwartungsgemäß ist das Ver-
handlungsergebnis von wirt-
schaftsliberaler Seite kritisiert
worden. Die Belastung für die
Kommunen und das Risiko für
das Wachstum seien zu groß;
die stärkere Kaufkraft durch hö-
here Einkommen habe nur ei-
nen kurzfristigen Effekt, die
Preise für öffentliche Dienstleis-
tungen, also für Kitas, Buchaus-

leihen, Bäder und anderes wür-
den bald steigen. Aber den-
noch entdeckten die Skeptiker
etwas aus ihrer Sicht hoff-
nungsfroh stimmendes Gutes,
einen „ungewollten Impuls“:
Die Tarifvereinbarung werde
über kurz oder lang zu einem
schlankeren Staat und zu mehr
Wettbewerb führen. Wahr-
scheinlich haben sie Recht.

Mehr Geld, aber auch mehr Ar-
beit, so wurde es jetzt verein-
bart. Für den Einzelnen macht
das nur ein paar Minuten am
Tag aus, aber in der Summe er-
gibt das, bei mehr als einer
Million Beschäftigten, doch die
eine oder andere Stelle, die von
den Arbeitgebern nicht mehr
besetzt werden wird. Und das
ist nicht der einzige Grund, wa-
rum der Frieden von Potsdam
für beide Seiten, auch die Ge-
werkschaften, teuer erkauft
ist. dbb und ver.di sind be-
müht, die Einkommensschere
zwischen den Altbeschäftigten
und den Niedriglohngruppen
langsam zu schließen; deshalb
verkaufen sie den erzielten So-
ckelbetrag als Erfolg. Zugleich
aber öffnen sie damit eine an-
dere Schere: die zu den priva-
ten Anbietern, wo noch weni-
ger verdient wird. Den Kom-
munen weisen sie so unge-

wollt den Weg, wie sie die Milli-
arden, die der neue Tarifvertrag
kostet, wieder einsparen kön-
nen: Sie werden ausweichen
auf billigeres Terrain, wo immer
es geht, also private Dienstleis-
tungen statt öffentliche  nut-
zen.

Den Gewerkschaften ist diese
Entwicklung nicht unmittelbar
vorzuwerfen. Sie tun, was ihre
Mitglieder zu Recht und als 
Erstes erwarten, nämlich für
mehr Geld streiten. Aber sie
könnten noch mehr tun, ja: sie
müssen es sogar, wenn sie ihre
Position halten wollen. Der öf-
fentliche Dienst muss im Ver-
gleich mit der privaten Konkur-
renz um mindestens den Faktor
besser sein, um den hier mehr
verdient wird.  Das liegt nicht
allein in der Verantwortung der
Gewerkschaften, aber wenn sie
sich darauf zurückziehen und
abwarten, was die Arbeitgeber-
seite macht, werden sie ihrer

Verantwortung gegenüber ihren
Mitgliedern nicht gerecht.

Die Beiträge des dbb zum Büro-
kratieabbau beispielsweise wa-
ren ein bemerkenswerter Schritt
in die richtige Richtung, weil die
Qualität der Dienste in den
Mittelpunkt gerückt wird, nicht
deren Quantität. Aber damit al-
lein ist es ja nicht getan. Anstatt
Leistungsprämien zurückzuwei-
sen, wie jetzt im zurückliegen-
den Tarifstreit, sollten die Ge-
werkschaften die Arbeitgeber
lieber dazu drängen, endlich ih-
ren Teil dazu beizutragen, dass
die Reform des öffentlichen Ta-
rifrechts von 2005 in Bezug auf
Leistungsbezahlung zu greifen
beginnt. Diesmal spielte das kei-
ne Rolle, ganz so, als gäbe es das
Thema nicht. Doch es kommt,
massiv und auf allen Ebenen.
Zum einen wird es schwieriger
werden, leistungsbereite junge
Leute für den öffentlichen
Dienst zu interessieren, wenn
der Aufstieg weiter so vorher-
sehbar langsam und beschwer-
lich ist – und weitgehend ent-
koppelt vom ganz persönlichen
Einsatz, vom eigenen Erfolg. At-
traktiv ist das nur für jene, die
sich rasch einrichten wollen und
somit den Leistungsdurch-
schnitt senken. Zum anderen
fehlen die Möglichkeiten und
auch die Mittel, für Spitzenposi-
tionen auch Spitzenpersonal zu
interessieren. Das aber ist gera-
de dann wichtig, wenn die Qua-
lität aller Ebenen zu einem
 überlebenswichtigen Faktor
wird. Eine Gewerkschaft, die bei
Tarifverhandlungen auch hier
Bedarf anmeldet, zeigt, dass sie
über den Tag hinaus denkt.

Lorenz Maroldt

> Info

Der Autor (Jahrgang 1962)
ist seit 1994 beim „Tages-
spiegel“, seit 2004 als Chef -
redakteur. Nach einem Poli-
tikstudium in Berlin arbeite-
te der gebürtige Kölner
zunächst als freier Autor für
diverse TV-Magazine, später
als Bonner Korrespondent
für die „Neue Zeit“, ein Toch-
terblatt der FAZ. Beim Tages-
spiegel leitete er unter an-
derem das Berlin-Ressort,
2001 wurde er stellvertre-
tender Chefredakteur. Beim
Berliner Sender Radio Eins
spricht er jede Woche den
Dienstagskommentar.
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Neuordnung 
des Messwesens 

Bei einer öffentlichen Anhö-
rung zur Neuordnung des
 gesetzlichen Messwesens
am 2. April 2008 im Bundes-
wirtschaftsministerium
(BMWi) in Berlin war der BTE
durch den bayerischen Lan-
desvorsitzenden Ronald
Kraus, Kollegen aus dem
Eichamt Nürnberg und den
BTE-Bundesvorsitzenden
Ewald Schmidt vertreten. Be-
reits im Vorfeld hatte der BTE
seine Position klargemacht:
Die Nacheichung muss nach
Auffassung der Gewerk-
schaft Mess- und Eichwesen
eine hoheitliche Aufgabe
bleiben. Rein nationale Erwä-
gungen und Vorstöße des
Ministeriums seien Auslöser
für die Gesetzesnovelle. Ei-
ner der Kernpunkte der Ge-
setzesnovelle ist die Tren-

nung der technischen Prü-
fung von der regelmäßigen
Verwenderüberwachung. Die
technische Prüfung (zukünf-
tig als Konformitätsbewer-
tung nach den Verfahren der
Richtlinien) soll Privaten
übertragen werden. Der
Staat soll dann nur noch die
Kontrolle der „technischen
Kontrolleure“ übernehmen.
Dies würde nach Einschät-
zung des BTE Vorteile für ei-
nige wenige Firmen bringen,
aber Nachteile für die Betrei-
ber von Messgeräten und für
die Verbraucher. �

> BTE

> Ewald Schmidt,
Vorsitzender des BTE

> Info

Zulage erhöht 

Als einen Erfolg hat der BDZ die geplante Erhöhung der Er-
schwerniszulage für Spezialeinheiten Zoll gewertet. Damit
werde – wie vom BDZ seit Jahren gefordert – den gestiege-
nen zusätzlichen Belastungen für diese Bediensteten Rech-
nung getragen, erklärte die Zoll- und Finanzgewerkschaft
am 3. April 2008. Die Änderungen sollen am 30. April von
der Bundesregierung beschlossen werden und rückwir-
kend zum 1. Januar 2008 in Kraft treten.  �

> Info

Skeptisch bei „Südabitur“ 

Mit Blick auf die am 14. April 2008 beginnenden Verhand-
lungen der Bundesländer Bayern, Baden-Württemberg,
Thüringen, Sachsen und Sachsen-Anhalt über ein gemein-
samen „Südabitur“ haben die Vorsitzenden der Philologen-
verbände dieser Länder eine Rückbesinnung auf eine leis-
tungs- und qualitätsorientierte Politik für die Gymnasien
gefordert. Zugleich äußerten sie sich skeptisch zum Ziel 
eines gemeinsamen „Südabiturs“. Einheitliche Abiturauf-
gaben seien allenfalls dann sinnvoll, wenn sichergestellt
werden könne, dass sie in jedem Bundesland nach den 
selben Maßstäben bewertet werden könnten. �
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> Nachruf

Der Gründungsvorsitzende
des Hamburger Lehrerverban-
des, Dr. Uwe Schmidt, ist am
23. März 2008 im 77. Lebens-
jahr verstorben. Uwe Schmidt
war von 1979 bis 1989 stell-
vertretender Landesvorsitzen-
der des dbb hamburg und bis
1990 Beisitzer. Nach seiner
Pensionierung widmete sich
Schmidt vor allem der Ham-
burger Gewerkschafts- und
Schulgeschichte, 1996 wurde

er mit einer Arbeit über „Rechte, Pflichten, Allgemeinwohl
– Hamburger Organisationen der Beamten und Staatsan-
gestellten bis 1933“ promoviert. Zahlreiche Veröffentli-
chungen, die letzte Anfang März diesen Jahres, folgten. 
Die Hamburger Schulpolitik hat mit Uwe Schmidt eine ge-
wichtige Stimme verloren, die mit Schwung und Engage-
ment bis zuletzt die Aufmerksamkeit der Politik und der
Öffentlichkeit erreichte. Der dbb wird Uwe Schmidt ein eh-
rendes Andenken bewahren. �

> Günter Steinbrecht, 
Vor sitzender des SBB

Günter Steinbrecht 
neuer Vorsitzender

Auf seinem 5. Landesvertreter-
tag am 4. und 5. April 2008 in
Dresden hat der sbb – beam-
tenbund und tarifunion sach-
sen die Weichen für die Arbeit
der nächsten fünf Jahre gestellt
und eine neue Landesleitung
gewählt. Mit 98 Prozent der
Stimmen wählten die Delegier-
ten Günter Steinbrecht (Deut-

sche Steuer-Gewerkschaft,
DSTG) ins Amt des Landes-
chefs. Er tritt die Nachfolge
von Ewald Walisch an, der aus
persönlichen Gründen nicht
mehr angetreten war.  Stell-
vertretende Vorsitzende des
sbb sind Renato Lüpke, Thilo
Paetz, Jan Prignitz, Wolfgang
Renner, Gerhard Pöschmann,
Uwe Hehr und Steffen Wink-
ler. Landesgeschäftsführerin
Petra Uhlig ist ebenfalls Mit-
glied der Landesleitung. In ei-
ner Resolution forderte der
Landesdelegiertentag u. a. ei-
ne deutliche Einkommenser-
höhung im Tarifbereich und
die Teilhabe der Beamten an
der wirtschaftlichen Entwick-
lung, die Berücksichtigung so-
zialer Belange bei der Verwal-
tungsreform in Sachsen so-
wie eine Dienstrechtsform,
die die inhaltlichen Vorschlä-
ge des sbb berücksichtigt. �

> sbb
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> Info

Tarifabschluss setzt Signal für die Länder
Der erfolgreiche Potsdamer Tarifabschluss für die Beschäftigten
beim Bund und den Kommunen ist von Landesbünden des dbb als
ein klares Signal für kräftigte Einkommenserhöhungen für den öf-
fentlichen Dienst der Länder gewertet worden. 

BBB-Vorsitzender Rolf Habermann bekräftigte in den „Nürnberger
Nachrichten“ (Ausgabe vom 2. April 2008) die Forderung, den baye-
rischen Beamten einen Nachschlag in Form einer Einmalzahlung für
2008 in Höhe von 600 Euro zu gewähren. Der BBW Beamtenbund
Tarifunion forderte acht Prozent zum 1. Januar 2009, „damit der
Aufschwung auch bei den Beamten im Land ankommt“, wie BBW-
Chef Volker Stich am 2. April 2008 an den baden-württembergi-
schen Ministerpräsidenten Günther Oettinger schrieb.  

Auch der dbb nrw  mahnte eine „gerechte Behandlung“  der Beam-
ten und Versorgungsempfängern des Landes an. Vorsitzender Ralf
Eisenhöfer forderte einen „Nachschlag“ noch in 2008 (Erhöhung der
Weihnachtszuwendung) und für 2009 eine Einkommenserhöhung
von acht Prozent mit einem Vorab-Sockelbetrag von 100 Euro.   

Die Landesvorsitzende des dbb rheinland-pfalz, Brigitte Stopp, be-
zeichnete den Abschluss als „tragfähigen Kompromiss“. Mit Blick
auf die noch im Dezember 2007 per Gesetz von der Landesregie-
rung verfügten „Minianpassung“ von Besoldung und Versorgung in
Rheinland-Pfalz sagte Stopp:  „Hier muss unbedingt nachgelegt
werden.“ Für den Landesvorsitzenden des dbb hessen, Walter Spieß,
liegt auf der Hand: „Wir brauchen ab 1. Januar 2009 in Hessen kräf-
tige lineare Steigerungsraten.“ 

Der dbb Landeschef in Niedersachsen, Friedhelm Schäfer,  forderte
eine Erhöhung der Grundgehaltssätze zum 1. Januar 2009 um 100
Euro sowie eine darauf aufsetzende lineare Erhöhung um vier Pro-
zent.  Anke Schwitzer, Vorsitzende des dbb schleswig-holstein, ver-
wies auf die lineare Einkommensanhebung von 2,9 Prozent zu Be-
ginn des Jahres. Diese halte keinesfalls Schritt mit der Preisentwick-
lung und der Entwicklung des allgemeinen Einkommensgefüges.
Mit Blick auf die „unzureichende Besoldungserhöhung“ von 1,9 Pro-
zent ab 1. Januar 2008 für die Beamten in Hamburg forderte der
Vorsitzende des dbb hamburg, Rudolf Klüver,  Nachbesserungen
und „eine umfassende Gleichbehandlung aller Beschäftigtengrup-
pen im öffentlichen Dienst“.  

Der Vorsitzende des dbb mecklenburg-vorpommern sieht gleichfalls
Nachholbedarf für den öffentlichen Dienst des Landes. Dietmar
Knecht fasste das in der Formel „Gute Leute, gute Arbeit, gutes
Geld“ zusammen. Als „richtungweisend“ bezeichnete der Vorsitzen-
de des dbb thüringen, Helmut Liebermann, den Potsdamer Ab-
schluss. Er forderte für die Landesbediensteten eine gleich hohe Ein-
kommenserhöhung.  Maik Wagner, Landeschef des dbb sachsen-an-
halt, kommentierte die vereinbarte Ost-West-Angleichung 2008 be-
ziehungsweise 2010 mit den Worten: „Damit wird nun endlich
auch im öffentlichen Dienst von Bund und Kommunen die unter-
schiedliche Bezahlung beseitigt.“ �

Bund soll Mehrheits ei-
gentümer bleiben 

Die Spitzengremien der Ver-
kehrsgewerkschaft GDBA und
der Gewerkschaft Transnet ha-
ben ihren Kurs in der Debatte
um die Privatisierung der DB 
AG bekräftigt. Auf einer ge-
meinsamen Sitzung des
Bundeshauptvorstandes der
GDBA- und des Transnet-Beirats
am 15. April 2008 wurde der
Bund aufgefordert, ein Konzept
vorzulegen, das die Forderun-

gen von GDBA und Transnet er-
füllt. So solle der Bund Mehr-
heitseigentümer der Bahn blei-
ben. Zudem wurde der Vor-
stand der Deutschen Bahn AG
zu Tarifverhandlungen aufge-
fordert. Vornehmlich gehe es
darum, die Beschäftigungssi-
cherung weiter festzuschrei-
ben. Ziel sei, „rechtzeitig vor der
politischen und rechtlichen
Umsetzung von Maßnahmen
im Zusammenhang mit der
Teilkapitalprivatisierung der DB
AG konkrete tarifvertragliche
Sicherungsmaßnahmen zu ver-
einbaren“, sagte GDBA-Chef
Klaus-Dieter Hommel. �

> GDBA

> Klaus-Dieter Hommel, Bun-
des vor sitzender der 
Ver kehrs gewerk schaft GDBA

Bernd Uwe Althaus neuer
Bundesvorsitzender 

Auf dem Bundesdelegiertentag
der Katholischen Erzieher Ge-
meinschaft Deutschlands (KEG)
am 18. April 2008 in Ludwigs-
hafen ist Dr. Bernd Uwe Althaus
mit 97 Prozent der abgegebe-
nen Stimmen zum Bundesvor-
sitzenden gewählt worden. Zu

seinen Stellvertretern wurden
Fritz Döring, Franz-Josef Fischer,
Gerlinde Kohl und Sabine Kri-
cheldorff bestimmt. Manfred
Mahlstedt bleibt Bundesbeauf-
tragter der KEG in Berlin. Alt-
haus war Mathematik- und
Physiklehrer, leitete eine Regel-
schule in Thüringen und  ist
jetzt  Direktor des Thüringer 
Instituts für Lehrerfortbildung,
Lehrplanentwicklung und Me-
dien (THILLM) in Bad Berka. Als
Hauptanliegen bezeichnete der
neue Bundesvorsitzende die
christlich begründeten Wert-
vorstellungen im gesamten Er-
ziehungs- und Bildungswesen
der Bundesrepublik präsent zu
halten. „Die Familien und alle
Institutionen – Kindertagesein-
richtungen, Schulen, Hochschu-
len und berufliche Ausbildungs-
stätten – müssen an dieser Ent-
wicklung beteiligt sein“, sagte
er. Mit anderen Mitgliedsge-
werkschaften des dbb werde
die KEG sich für eine effiziente
Interessenvertretung des päda-
gogischen Personals einsetzen,
so Althaus. �

> KEG

> Bernd Uwe Althaus, 
Vorsitzender der Katholischen
ErzieherGemeinschaft

Kritik an Innenministern: 
Wenig Perspektive

Die jüngste Innenministerkon-
ferenz im brandenburgischen
Bad Saarow hat bei der Deut-
schen Polizeigewerkschaft
(DPolG) zu Enttäuschung und
Verärgerung geführt. Die Minis-
terrunde habe keine Lösungs-
wege zur Bewältigung der dra-
matischen Personalkrise der Po-
lizei gezeigt, sondern die Pro-
bleme vertagt, kritisierte der

> DPolG

> Rainer Wendt,
Bundesvor sitzender der DPolG

Bundesvorsitzende der DPolG,
Rainer Wendt, am 18. April
2008. „Das hätten sich die
Innenminister und -senatoren

auch sparen können“, sagte
Wendt. An keiner Stelle hätten
die Politiker deutlich gemacht,
wie sie dem Grundproblem –
nämlich der dramatischen Per-
sonalkrise – begegnen wollen.
Der anhaltende Personalabbau
„wird dramatische Folgen für
die innere Sicherheit und unser
Ansehen im Ausland haben.
Wir hätten von den Ministern
erwartet, dass sie sich dieser
verhängnisvollen Entwicklung
gemeinsam und kraftvoll ent-
gegenstellen“, so Wendt. �> Polizeispiegel | dbb Seiten | Mai 2008
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Mafiamethoden
sind als drastisch be-
kannt. Jetzt setzen Händler
in Palermo zu einer neuen kol-
lektiven Gegenwehr gegen
die Schutzgelderpressung an.
„Punto-Pizzo-Free“ (Schutz-
geldfreier Verkaufspunkt)
heißt der Supermarkt, der Wa-
ren von insgesamt 30 Ge-
schäftsleuten und Handwer-
kern anbietet, die sich rigoros
weigern, sich von den Mafiosi
unter Druck setzen zu lassen.
Sie verkaufen Kunsthandwerk
aus Holz und Keramik ebenso
wie Wein oder Nudeln aus
biologischem Anbau. Bereits
seit einigen Jahren existiert
die Kampagne „Addiopizzo“
(Auf Wiedersehen Schutz-
geld), der sich bereits über
100 Händler angeschlossen
haben. Alles in allem aber im-
mer noch zu wenige, denn an
die 160 000 italienische Be-
triebe, allein in Sizilien sind es
50 000, werden von der Mafia
erpresst.

Junges Gemüse
funktioniert bei Arsushi
Koyamawie (fast) wie eine

Bierflasche. Bläst man hi n-
ein, kommt Musik

raus, je nach ge-
wundener Boh-
rung klingt das

Gemüse sogar
sehr nuanciert.
Der Grund-

schullehrer aus
der japanischen
Provinz Okayama
kreiert immer neue

Musikinstrumente aus
Gemüse. Der Ton einer Süß-
kartoffel komme in etwa ei-
nem „Poo“ gleich, und auch
Kürbisse und Kohlrabi haben
es musikalisch ebenso in sich
wie kulinarisch. Hat der
außergewöhnliche Erfinder
seine leckeren Instrumente
über, denen er echte Melo-
dien entlocken kann, isst er
sie einfach auf.

>

>

Metallwert der Beute dürfte
zwischen 5 000 und 7 000 Euro
betragen. Zum Abtransport
der 500 Teile müssen die Täter
einen großen LKW mit Lade-
kran verwendet haben. Sie
entkamen unerkannt.

Namen sind Schall
und Rauch, deshalb greifen
wir zu Kosenamen. Doch auf
diesem eigentlich weiten Feld
scheinen der Fantasie ziemlich
enge Grenzen gesetzt zu sein:
Der häufigste Kosename ist
und bleibt „Schatz“ mit seinen
Varianten Schatzi, Schnuckel-
schatz, Riesenschatz, Schätzle

>

James Bond siegt
immer – oder besser ge-
sagt, fast immer. Eine emp-
findliche Niederlage hat 
der Bürgermeister der Ge-
meinde Sierra Gorda in Nord-
chile bei Dreharbeiten zum
neuen OO7-Thriller dem be-
rühmten Geheimagenten ih-
rer Majestät beigebracht. Er
raste weiland wie Rambo mit
seinem Jeep mitten in die
Szenerie und gebärdete sich
so, dass er von der Polizei
festgenommen und nach-
drücklich aber bestimmt vom
Drehort entfernt werden
musste. Später brüstete sich
der Lokalpolitiker damit, Ja-
mes Bond habe vor ihm die
Flucht ergriffen.

Graffiti war ges tern
– heute ist Shoefiti „in“. An
graffitibeschmierten Wänden
lassen Großstädter ihre Blicke
nur noch gelangweilt abglei-
ten, deshalb sorgen jetzt in
Madrid Shoefitis für ein ver-
störtes Innehalten: Ge-
brauchte Schuhpaare hängen

>

>

und Schatzilein. Es folgen
Maus, Hase, Bär und Spatz.
Liebling steht auf Platz zehn
der Rangliste, und weit abge-
schlagen sind Biene, Eule, Ha-
se, Lämmlein oder gar Begriffe
aus der Botanik wie Blüm-
chen, Gürkchen oder Möhre.
Was ist bloß aus dem guten
alten „Dickerchen“ geworden?

an Bäumen, Strommasten
oder Gebäuden, zum Teil als
Kunstwerke, zum Teil als Mit-
teilungen gedacht. Der Trend
kommt – wie sollte es anders
sein – aus den USA. Dort
weisen Shoefitis unter ande-
rem auf den Beginn der
Schul ferien oder auf Drogen-
dealer hin. �

Rauchen schadet
der Gesundheit! Diese Er-
fahrung hat ein Sicherheits-
mitarbeiter im Hamburger
Hauptbahnhof buchstäblich
am eigenen Leib machen müs-
sen. Der junge Mann hatte ei-
nen Raucher aufgefordert, sei-
nen Glimmstängel zu löschen,
doch der stellte sich stur und
paffte uneinsichtig weiter.
Daraufhin alarmierte der
Wachmann die Kollegen der
Bundespolizei, und vor lauter
Wut über diese Maßnahme
und das gleichzeitig ausge-
sprochene Hausverbot be-
schimpfte und bedrohte der
Raucher den Bahnbeschäftig-
ten und biss ihn schließlich in
die Hand. Anzeige erfolgte
prompt.

20 Tonnen Beute –
das war die Bilanz eines dreis-
ten Diebstahls von einem
Autobahnparkplatz der A 6 bei
Viernheim. Dort waren für
Bauarbeiten circa zwei Kilo-
meter Leitplanken zwischen-
gelagert worden, die Metall-
dieben zum Opfer fielen. Der

>

>
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